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Belgien – Modell für eine föderal  
verfasste EU? 
Die Föderalisierung Belgiens im Kontext der  
Europäischen Integration  
Mit den Staatsreformen
1 des Jahres 2001 (Lambermontakkorde) fand der 
1962 begonnene Prozeß der Umwandlung Belgiens von einem unitarischen 
Zentralstaat zu einem dezentralisierten Föderalstaat
2 seinen vorläufigen 
Abschluß. Der folgende Beitrag soll neben einer historischen Übersicht 
über die einzelnen Schritte der Föderalisierung Belgiens und das Verhalten 
der wesentlichen Akteure in diesem Prozeß auch die Chancen und Risiken 
des Modells Belgien für einen föderalistischen Strukturansatz in der EU 
untersuchen.
3 
Der seit der Konstituierung Belgiens im Jahre 1830 bestehende Konflikt 
zwischen französischsprachigen Wallonen und niederländischsprachigen 
 
1  Zur allgemeinen Übersicht vgl. Robert Senelle: De Staatshervorming in Belgie. 
Brüssel o. J.  
2  Vgl. Andre Alen: Der Föderalstaat Belgien. Baden-Baden 1995; Rigo de Nolf: Fed-
eralisme in Belgie als Grondwettelijk Vraagstuk. Antwerpen 1968; Nico Jaquemin / 
Mark van den Wijngaert: O Dierbaar Belgie - Ontstaan en Structur van de Federale 
Staat. Antwerpen 1996. 
3  Die folgende Darstellung basiert auf den bereits in den vorangegangenen Fußnoten 
genannten Beiträgen sowie auf der einschlägigen Grundlagenliteratur: Els Witte / Jan 
Craeybeckx / Alain Meynen: Politieke Geschiedenis van Belgie van 1830 tot heden. 
Antwerpen 1997; Geert van Istendael: Het Belgisch Labyrinth. Wakker worden in 
een ander land. Amsterdam 2001; Marc Reynebau: Een Geschiedenis van Belgie. 
Tielt, 4. Aufl. 2004. Auf diese Werke wird im folgenden Text nicht mehr gesondert 
hingewiesen. Siebo M. H. Janssen 
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Flamen
4 führte immer wieder zu Versuchen, dieses Konfliktpotential durch 
verfassungsrechtliche Regelungen zu vermindern. Ein wichtiger Schritt da-
bei war die Definition Belgiens als eine zweisprachige Nation im Jahre 
1898. Er führte dazu, daß die Wallonie französischsprachig blieb, während 
in Flandern neben das Französische auch das Niederländische, also die 
Umgangssprache in diesem Landesteil, als offizielle Amtssprache trat. Im 
Jahre 1921 wurde dies nochmals grundsätzlich korrigiert und Belgien in 
zwei sprachlich gleichberechtigte Gebiete aufgeteilt: das allein nieder-
ländischsprachige Flandern und die französischsprachige Wallonie. Dane-
ben erhielt Brüssel einen zweisprachigen Sonderstatus.  
Aber erst im Jahre 1962 kam es unter der damaligen Regierung Levefre-
Spaak zu einer endgültigen rechtlichen Festlegung der Sprachgrenze. Dies 
bedeute in der Praxis einen ersten Schritt zur Föderalisierung Belgiens, da 
von diesem Zeitpunkt an die belgische Regierung die sprachliche und kul-
turelle Ausdifferenzierung der zwei Landesteile Flandern und Wallonie 
faktisch wie verfassungsrechtlich anerkannte. Die Hauptstadt Brüssel 
bekam in diesem Rahmen ebenfalls einen juristischen und politischen 
Sonderstatus zuerkannt.
5 Die Sprachgrenze definierte nicht nur die Gebiete, 
in denen ausschließlich niederländisch bzw. ausschließlich französisch 
gesprochen wurde, sondern ihre Fixierung bewirkte zugleich eine Zunahme 
der politischen und kulturellen Undurchlässigkeit der einzelnen Lande-
steile. Die Vorherrschaft des Französischen als lingua franca in ganz Bel-
gien verkehrte sich in eine Dominanz der beiden Regionalsprachen 
Französisch und Niederländisch in den jeweiligen Landesteilen Belgiens 
und trug damit zu ihrer wechselseitigen Entfremdung wesentlich bei. 
Die Undurchlässigkeit der Sprachgrenze wurde dadurch untermauert, daß 
Gemeinden mit mehrheitlich niederländischsprachiger bzw. fran-
zösischsprachiger Bevölkerung einer Provinz zugeteilt wurden, in der die 
jeweilige Mehrheitssprache der Provinz Amtssprache der Gemeinde war. 
Klassische Beispiele sind Voeren-Fourons, das geographisch in der (fran-
 
4  Zur Problematik des Flämischen als Sprache bzw. als niederländischer Dialekt vgl. 
Geert van Istendael: Het Belgisch Labyrinth, passim. 
5  Außer Betracht bleibt dabei die deutschsprachige Gemeinschaft (als dritte Sprach-
gemeinschaft), da diese eine historische Sonderrolle eingenommen hat. Belgien – Modell für eine föderal verfasste EU? 
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zösischsprachigen) Provinz Lüttich liegt, verwaltungstechnisch aber zur 
(niederländischsprachigen) Provinz Limburg gehört, sowie Comines-
Komen, das geographisch in der (niederländischsprachigen) Provinz West-
Flandern liegt, aber administrativ zur benachbarten (französischsprachigen) 
Provinz Hainaut zählt. Dagegen wurde im Falle von Mouscron/Moeskroen, 
das an der französischen Grenze liegt, sogar ein Gebietsaustausch vorge-
nommen, und die Gemeinde kam so von der Provinz West-Flandern zur 
Provinz Hainaut. 
Während die Regelungen für Mouscron/Moeskroen und Comines/Komen 
von der dortigen Sprachminderheit jeweils weitestgehend akzeptiert wurde, 
gab es um Voeren/Fourons in den Jahren nach 1962 zahlreiche politische 
Auseinandersetzungen, da sich die französischsprachige Bevölkerungs-
gruppe weigerte, die administrative Neuzuordnung zur Provinz Limburg zu 
akzeptieren und das Niederländische als Amtssprache zu verwenden. 
Eine besondere Situation galt von Anfang an für Brüssel, wo ursprünglich 
der niederländischsprachige Bevölkerungsteil bestimmend war. Sozialhis-
torische Prozesse führten aber im Laufe der Jahrzehnte zu einer Dominanz 
des Französischen in der Haupt- und Residenzstadt des Landes, so daß sie 
heute eine Bevölkerungsverteilung von ca. 80 % Wallonen und ca. 20 % 
Flamen aufzuweisen hat (ohne Einwanderer und EU-Ausländer). 
Die 19 selbständigen Gemeinden, die das Gebiet von Brüssel bilden, stellen 
daher, im Kontext der Festlegung der ansonsten nahezu zementierten 
Sprachgrenze zwischen Wallonen und Flamen, ein besonderes Problem 
dar, da beide Bevölkerungsgruppen sowohl historisch und politisch als 
auch kulturell und sprachlich Ansprüche auf Brüssel erheben. Als Konse-
quenz aus dieser Problematik wurde im Rahmen der Staatsreform von 1962 
das sogenannte Modell der Taalfaciliteiten (Sprachregelungen) für Brüssel 
entwickelt. Es sieht vor, daß jeder Angehörige der jeweiligen sprachlichen 
Minderheit das Recht hat, bei allen öffentlichen Amtshandlungen, die in 
der Sprache der Mehrheitsbevölkerung erfolgen, auch in seiner Mutter-
sprache informiert und begleitet zu werden. Darüber hinaus wurde die 
Möglichkeit der Eröffnung und Unterhaltung eines eigenständigen Schul-
wesens in der Minderheitensprache festgeschrieben. Die Sprachregelung Siebo M. H. Janssen 
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für Brüssel (Taalfaciliteiten) wurden auch auf die Gemeinden des sogenan-
nten Brüsseler Rands (Randgebiete um Brüssel, die außerhalb der 19 
Kerngemeinden liegen) sowie auf sogenannte Faciliteitengemeenten (Fa-
cilitätengemeinden) übertragen, wobei Funktion und Erfolg dieser Rege-
lungen höchst unterschiedlich ist.  
Problematisch an dieser Regelung war von Beginn an die Frage, wie diese 
Minderheitenrechte gegenüber unwilligen Amtsträgern der jeweiligen 
Mehrheit durchzusetzen seien. Prinzipiell waren zwar Sanktionsmöglich-
keiten vorgesehen, faktisch scheiterten die rechtlichen Ansprüche aber oft-
mals am politischen Unwillen gleich des Großteils der jeweiligen 
administrativen Körperschaften. Entscheidend war indessen die mangelnde 
soziale und politische Akzeptanz der Minderheitenrechte durch die 
Mehrheitsbevölkerung. Besonders gravierend und inzwischen europaweit 
bekannt ist die demagogische Polemik, die der rechtsextreme und nationa-
listische Vlaams Belang (bis November 2004: Vlaams Blok) in Flandern 
gegen die französischsprachige Bevölkerung entfaltet hat. Das labile 
Gleichgewicht zwischen – in diesem Fall – niederländischsprachiger 
Mehrheit und französischsprachiger Minderheit – wird nachhaltig gestört, 
was zur politischen Delegitimierung Belgiens beitragen soll.
6  
Ein weiterer Schritt zur politischen und rechtlichen Föderalisierung Bel-
giens fand im Jahre 1970 statt, als es der Regierung Eyskens (CVP) gelang, 
sowohl die politischen Vertreter der Flamen als auch die der Wallonen 
mehrheitlich davon zu überzeugen, die Nation administrativ und kulturell-
sprachlich neu zu gliedern und entsprechende Autonomierechte zu 
gewähren. Neu geschaffen wurden jetzt drei Regionen (Flandern, Wallonie, 
Brüssel) sowie zwei Kulturgemeinschaften, eine flämische und eine fran-
zösische. Diese Regelungen führten aber nicht zu einer Beruhigung der 
Auseinandersetzungen zwischen Flamen und Wallonen, zumal Belgien 
prinzipiell weiterhin ein unitarischer Einheitsstaat bleiben sollte. Ein we-
sentliches Problem blieb Brüssel, dessen Zweisprachigkeit von den fran-
zösischsprachigen Bevölkerungsteilen so vehement eingefordert wurde, 
 
6  Vgl. das Dossier „Taalgrens en Faciliteiten“ des Vlaams Blok vom November 2002: 
www.vlaamsblok.be/index.shtml (Anfrage vom 28.12.2004). Belgien – Modell für eine föderal verfasste EU? 
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wie sie umgekehrt von den Flamen aus historischen und politischen 
Gründen zurückgewiesen wurde. 
Die verfassungsrechtliche Regelung von 1970 sah für jede Verfassungsän-
derung eine Zweidrittelmehrheit im nationalen Parlament sowie zusätzlich 
in den Vertretungskörperschaften jeder Sprachgruppe eine einfache Mehr-
heit vor. Damit waren die Möglichkeiten zur weiteren Föderalisierung Bel-
giens in nicht unerheblichen Maße verringert worden. Sowohl die 
Regierung Leburton (1973/74) als auch die Regierung Tindemans 
(1974/77), die von Katholiken, Liberalen und Mouvement Wallon getragen 
wurde, vermochten es nicht, eine definitive Regelung für die Regionen und 
ihre Befugnisse festzulegen. Erst im Jahre 1977 kam in diese politische 
Pattstellung Bewegung: Der Wahlsieg der CVP (Christelijke Volks Partij), 
also der flämischen Christdemokraten unter Leo Tindemans, und ihrer wal-
lonischen Partner, der PSC (Parti Social Chretien), ermöglichte unter Ein-
beziehung der VU (Volksunie – flämische Nationalisten), der PS (Parti 
Socialiste – wallonische Sozialisten) und der FDF (Front Democratique 
Francophone – französischsprachige Nationalisten Brüssels) eine Zweidrit-
telmehrheit für die angestrebten Verfassungsänderungen. 
Das Ergebnis der Koalitionsverhandlungen war der sogenannte Egmontak-
kord (Egmontübereinkunft), der zur Grundlage der (zweiten) belgischen 
Staatsreform im Jahre 1980 wurde: Darin wurde einerseits zwar der poli-
tische Vorrang des belgischen Nationalstaats betont, andererseits bekamen 
die französischsprachige Gemeinschaft und die flämische Gemeinschaft 
eigene Gemeinschaftsräte und den drei Regionen wurden Regionalräte 
zugewiesen, die jeweils über bestimmte rechtliche Befugnisse verfügten 
und durch eine jeweils eigene Regionalregierung vertreten wurden. 
Diese Reformen wurden von den Sprachgruppen allerdings als nicht weit-
gehend genug betrachtet, zudem kam es in den Jahren nach 1977 zu re-
gelmäßigen Konflikten über Struktur und Umfang dieser Vereinbarungen. 
Eine besondere Problematik stellten dabei weiterhin die Rechte der fran-
zösischsprachigen Bevölkerungsgruppe in den Brüsseler Randgemeinden 
dar. Diese hatten im Rahmen des Egmontakkords das Recht bekommen, in 
Brüssel zu wählen, da sie sonst in ihren Gemeinden eine Minderheit Siebo M. H. Janssen 
8   
dargestellt und somit eine Marginalisierung infolge der flämischen Domi-
nanz bei Wahlen zu befürchten hätten. Auch bekamen sie in Analogie zur 
Niederländischen Kulturkommission der flämischen Bewohner Brüssels 
die Einrichtung eigener Gemeinschaftskommissionen zugestanden. 
Diese Regelungen stießen allerdings bei den radikaleren Teilen der 
flämischen Bewegung auf vehementen Widerstand, denn sie interpretierten 
sie als eine grundsätzliche Schwächung des Prinzips der Zweisprachigkeit 
und als einen weiteren Faktor für die zunehmende „Französiierung“ des 
Brüsseler Randes. In der Folge spalteten sich die radikalen und gemäßigten 
Kräfte in den flämischen Parteien auf, wobei die Radikalen sich in einem 
Anti-Egmont-Komitee sammelten, das mit Protestdemonstrationen auf die 
seiner Ansicht nach unhaltbare Situation in den Randgebieten der 
Hauptstadt hinwies. Aber auch auf dem anderen Flügel – bei den Unitariern 
– gab es heftigen Widerstand gegen den Egmontpakt – sahen diese doch 
die Einheit Belgiens als Nationalstaat gefährdet. 
Der radikalste Bruch ereignete sich allerdings bei den flämischen National-
isten: Durch ihre kompromißorientierte Haltung verlor die wichtigste Partei 
des flämischen Nationalismus, die VU (Volksunie), bei den Wahlen von 
1978 dramatisch an Stimmen. Der radikale Flügel begründete unter Karl 
Dillen den Vlaams Belang, also jene Partei, die bis in die Gegenwart – un-
ter Verbindung von flämischem Nationalismus mit extrem xenophober Po-
litik – in Flandern etwa ein Viertel (23 % - 25 %) der Stimmen zu erzielen 
weiß und in Antwerpen mit rund 34 % der Stimmen sogar stärkste Partei 
bei den Kommunalwahlen von 2000 geworden ist. 
Im Jahre 1982 nahmen dann auf flämischer Seite der Flämische Rat (beste-
hend aus der Flämischen Region als administrativer sowie dem Nieder-
ländischen Gemeinschaftsrat als kultureller Körperschaft) seine Arbeit auf: 
Regionalrat und Gemeinschaftsrat tagten also gemeinsam und setzten sich 
aus den selben indirekt gewählten Vertretern zusammen. Die Befugnisse 
des Flämischen Rats lagen in kulturellen Angelegenheiten und einigen 
kommunalen und personalpolitischen Aufgaben. 
Auf französischsprachiger Seite wurde kein Äquivalent zum Flämischen 
Rat gebildet, hier tagten der Rat der Französischen Gemeinschaft, der auch Belgien – Modell für eine föderal verfasste EU? 
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die französischsprachigen Brüsseler einschloß, und der Rat der Wal-
lonischen Region getrennt. All diese Vertretungskörperschaften waren indi-
rekt gewählt und gaben damit ein genaues Bild der (kommunalen) 
parteipolitischen Verhältnisse in Flandern und der Wallonie wieder. 
In bezug auf die deutschen Ostkantone (Eupen-St. Vith) wurde ebenfalls 
eine Regelung gefunden: Schon 1970 war ein ihnen zugebilligter Deutscher 
Kulturrat in der belgischen Verfassung verankert worden; seit 1980 wurden 
hier die Repräsentanten direkt gewählt. Der Deutsche Kulturrat bekam – 
ähnlich wie die parallelen flämischen und wallonischen Gremienrechte in 
kulturellen und personenbezogenen Fragen. Die deutschsprachige Gemein-
schaft blieb allerdings administrativ Teil der wallonischen Region (Provinz 
Lüttich). 
Im Jahre 1985 fand eine weitere Veränderung des rechtlichen Status der 
Gemeinschaften und Regionen statt: Die Repräsentation der Parteien wurde 
abgelöst durch ein Mehrheitssystem – die Parteien, die auf nationaler 
Ebene die Regierungsmehrheit stellten, stellten jetzt auch auf der Ebene der 
Gemeinschaften und Regionen die Regierungen. Brüssel – noch stets unter 
unmittelbarer Verwaltung der Zentralregierung – wurde stärker in Richtung 
einer dritten, eigenständigen, Region neben Flandern und der Wallonie 
ausgebaut, ohne indessen in den achtziger Jahren diesen Status tatsächlich 
schon vollständig zu erreichen. 
Um die Konflikte zwischen den einzelnen Regionen und Sprachgruppen 
und der Zentralregierung auch rechtlich regeln zu können, wurde im Jahre 
1984 ein Arbitragehof eingerichtet, der aus Vertretern der beiden Sprach-
gruppen besteht und in dem je zur Hälfte Politiker und Verwaltungsbeamte 
mitwirken. Seine Beschlüsse haben bindenden Charakter. 
Die Staatsreform von 1980 läßt sich als ein erster, noch bedeutsamer 
Schritt zur Föderalisierung Belgiens interpretieren. Daß mit ihm die Prob-
leme nicht geringer, sondern vielmehr neue Bedürfnisse in den einzelnen 
Landesteilen geweckt wurden, machte die Krise um Voeren/Fourons und 
den Brüsseler Rand deutlich: 
In Voeren/Fourons eroberte zu Beginn der achtziger Jahre die fran-
zösischsprachige Liste Retour à Liege (Zurück nach Lüttich) unter dem Siebo M. H. Janssen 
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zugezogenen Politiker Jose Happart eine Mehrheit der Stimmen. Happart 
weigerte sich als Bürgermeister von Voerens/Fourons niederländisch zu 
sprechen oder auch nur den Nachweis zu führen, daß er das Nieder-
ländische verstand. Diese Politik Happarts lag im Einklang mit der Linie 
der frankophonen Mehrheit in Voeren/Fourons – sie wollte weg vom ein-
sprachigen niederländischen Status und hin zu einer Zweisprachigkeit. 
Weiterhin argumentierten sie, daß in einem System allgemeiner Stim-
mengleichheit die Sprachkenntnisse keine Voraussetzung für die Erlangung 
öffentlicher Ämter sein dürften, im Gegenteil vielmehr der Wille der Mehr-
heit entscheidend sein müsse. 
Diese Position stand der Haltung der Flamen diametral gegenüber, die die 
Sprachgrenze unter keinen Umständen verändern wollten, sondern auf ihrer 
Interpretation der Verfassungsänderung von 1970 beharrten, daß Bürger-
meister und Dezernenten von Gemeinden im niederländischen Sprachge-
biet des Niederländischen mächtig sein müßten. Danach war es folglich für 
die flämische Position unmöglich, Happart als Bürgermeister zu akzep-
tieren. 
Diese eher burlesk anmutende Episode überstieg aber schon bald den rein 
lokalen Rahmen, und Happart wurde innerhalb kurzer Zeit zum Symbol für 
die unterschiedlichen Auffassungen über die Zukunft Belgiens zwischen 
Flamen und Wallonen. Auf der Seite der Wallonen erreichte Happart durch 
seine Unnachgiebigkeit eine gewisse Popularität und wurde für die Parti 
Socialiste ein zugkräftiger Politiker bei den Wahlen zum Europäischen Par-
lament. 
Gelang es der christdemokratischen Regierung Martens, den Streitpunkt 
Voeren/Fourons anfänglich – im Rahmen ihrer Bemühungen um eine 
Sanierung der belgischen Wirtschaft – noch klein zu halten, so brach der 
Streit um Voeren/Fourons im Laufe des Jahres 1983 in aller Schärfe aus. 
Die Regierung Martens hatte versucht, Voeren/Fourons verwaltungstech-
nisch als Facilitätengemeinde in die damals noch zweisprachige Provinz 
Brabant
7 zu überführen, ließ diesen Plan aber nach heftigen Protesten der 
 
7  Brabant ist infolge der vierten Staatsreform seit 1995 unterteilt in zwei eigenständige 
Provinzen: Wallonisch Brabant und Flämisch Brabant. Belgien – Modell für eine föderal verfasste EU? 
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flämischen Seite wieder fallen. Das belgische Verfassungsgericht (Raad 
van State) hatte unterdessen die Wahl Happarts zum Bürgermeister für ver-
fassungswidrig erklärt. Im Jahre 1986 folgte der Arbitragehof dieser Auf-
fassung jedoch nur teilweise: Zwar sei mit der Verfassungsänderung von 
1970 tatsächlich festgelegt worden, das Bürgermeister und Dezernenten in 
flämischen Gemeinden tatsächlich des Niederländischen mächtig sein 
müßten, aber diese Sprachkenntnis dürfe kein Kriterium im Bezug auf die 
Wählbarkeit eines Kandidaten sein. 
Das Verfassungsgericht beharrte in einer neuen Befassung mit der Wahl 
Happarts auf seinem Standpunkt der Verfassungswidrigkeit. Damit brachen 
schwerwiegende politische Konflikte um die Zukunft Belgiens aus, in 
deren Folge u. a. Innenminister C. F. Nothomb zurücktrat. Bei dem Ver-
such, eine für beide Bevölkerungsgruppen von Voeren/Fourons akzeptable 
Lösung zu finden, kam die belgische Regierung 1987 auf die Idee, Happart 
zwar als Bürgermeister im Amt zu lassen, im Gegenzug aber einen Teil sei-
ner Befugnisse einem Dezernenten zuzuweisen, der des Niederländischen 
mächtig war. Doch auch dieser Kompromiß scheiterte an der Ablehnung 
durch Politik (CVP) und Verfassungsgericht (Raad van State). 
Eine ähnliche Problematik zeichnete sich zeitgleich in den Brüsseler Rand-
gemeinden ab. Auch hier gab es häufig französischsprachige Mehrheiten, 
und die Bürgermeister bzw. Dezernenten weigerten sich, Niederländisch zu 
sprechen oder waren des Niederländischen offenbar nicht mächtig. Die Ar-
gumentation der französischsprachigen wie der niederländischsprachigen 
Seite waren der in Voeren/Fourons nahezu identisch: Der Berufung auf die 
freie Entscheidung des einzelnen Bürgermeisters und Dezernenten, die 
Sprache zu sprechen, die er beherrscht bzw. sprechen möchte, stand auf 
flämischer Seite der Verweis auf die Verpflichtungen der Amtsträger ent-
gegen, welche die Verfassung von 1970 für Gemeinden im nieder-
ländischsprachigen Teil Belgiens fixiert hatte. Sprachfacilitäten könnten 
nach dieser Auffassung alleine durch die Bewohner der entsprechenden 
Gemeinden ermöglicht werden und nicht durch die staatliche Verwaltung 
vorgegeben werden. Die Amtsträger mußten nach dieser Auffassung die 
Sprache des Sprachgebietes sprechen, in dem sie ihr Amt ausüben. Dieser 
Auffassung trat 1987 der Verfassungsgerichtshof bei, der Arbitragehof Siebo M. H. Janssen 
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unterschied hingegen feinsinnig zwischen Mandatsträgern und Man-
datsträgern mit Verwaltungsaufgaben – erstere waren demnach nicht an die 
Verfassungsänderung von 1970 gebunden, letztere demnach wohl (Bür-
germeister, Dezernenten und Vorsitzende der Gesundheitsämter). 
Der erneute Versuch, die Konflikte um Voeren/Fourons und die Randge-
meinden definitiv durch die Zentralregierung – auf der Grundlage der 
Entscheidungen durch den Verfassungsgerichtshof und den Arbitragehof – 
regeln zu lassen, scheiterte am Widerstand der frankophonen Christdemok-
raten (PSC). Daraufhin stürzte die belgische Regierung im Herbst 1987, 
was erheblich zur Zuspitzung der Situation in den betroffenen Gemeinden 
beitrug. 
Die Übergangsregierung und die daraufhin folgende reguläre Regierung, 
wiederum unter Wilfried Martens, machten die Lösung dieser Probleme 
mittels einer erneuten Verfassungsänderung dann auch zum zentralen 
Anliegen ihrer Regierungszeit. Diese Regierung – bestehend aus CVP, 
PSC, PS, SP und VU, also flämischen und wallonischen Christdemokraten 
und Sozialisten sowie gemäßigten flämischen Nationalisten – kam nach 
langwierigen Verhandlungen zu Stande und einigte sich auf eine weitere, 
nun noch radikalere Staatsreform. Belgien wurde nun definitiv von einem 
zentralistischen Einheitsstaat in einen Föderalstaat umgewandelt. So wurde 
der bislang noch zentral gewählte Senat nunmehr – etwa vergleichbar dem 
Bundesrat in Deutschland – föderal zusammengesetzt. Regionen und Ge-
meinschaften wurden in eine partielle fiskalische Selbständigkeit entlassen 
und erhielten mehr Kompetenzen. So fielen die Bereiche Raumordnung, 
Umweltschutz, Wirtschaft, Energiewesen, Verkehr, Öffentliche Bauvorha-
ben, untere Verwaltungseinheiten, Arbeitsmarktpolitik sowie Wissenschaft 
und Forschung fortan in den Zuständigkeitsbereich der Regionen, während 
die Gemeinschaften über Kultur, Schulwesen und Sprachgebrauch sowie 
bei „personenbezogenen“ Fragen zu entscheiden hatten.  
Auch in den eigentlichen Konfliktfragen − Voeren/Fourons und die 
Brüsseler Randgemeinden − bemühte man sich im Rahmen der neuen Koa-
litionsregierung um eine für alle Seiten akzeptable Lösung. Sowohl in be-
zug auf Voeren/Fourons wie auch hinsichtlich der Brüsseler Belgien – Modell für eine föderal verfasste EU? 
  13
Randgemeinden wurde die Übertragung aller Befugnisse auf die 
flämischen Autoritäten beschlossen, der Zentralstaat hatte demnach keiner-
lei Einflußmöglichkeiten mehr auf die Entscheidungen der flämischen In-
stitutionen. Bürgermeister und Dezernenten, die des Niederländischen nicht 
mächtig waren, konnten fortan von den flämischen Autoritäten abgesetzt 
werden. Eine Situation wie in Voeren/Fourons war damit für die Zukunft 
unmöglich geworden. Im Gegenzug konnten die Wallonen einen Erfolg im 
Bezug auf Komen/Comines erzielen: Die Regelungen, die in flämischen 
Gemeinden galten, galten von nun an auch in Komen/Comines für die fran-
zösischsprachige Minderheit. 
Die wallonischen Verhandlungsführer konnten ebenso die Entscheidung für 
die Brüsseler Randgemeinden als Erfolg verbuchen: Hier wurde die Di-
rektwahl der Bürgermeister und Dezernenten automatisch eingeführt, wo-
bei davon auszugehen war, das diese die Sprache des Sprachgebiets 
beherrschten. War dies nicht der Fall, so stand einer Abberufung doch der 
Wählerwille als starke psychologische Barriere entgegen. Den größten Er-
folg erzielten die französischsprachigen Verhandlungsführer allerdings in 
der Frage der Hauptstadt. Brüssel wurde jetzt nicht mehr von der bel-
gischen Zentralregierung verwaltet, sondern wurde als eigenständige Re-
gion Flandern und der Wallonie vollkommen gleichgestellt. Dies 
beinhaltete einen eigenständigen, direkt gewählten Rat und eine aus-
führende Regionalregierung. Als Kompensation für diese fundamentale 
Regelung zugunsten der französischsprachigen Bevölkerungsgruppe in 
Brüssel wurde den niederländischsprachigen Brüsselern eine größere Be-
teiligung im Brüsseler Regionalrat und der Regionalregierung zugestanden, 
als sie ihnen nach ihrem tatsächlichen Bevölkerungsanteil zustand. Obwohl 
sie nur ca. 20 % der Bevölkerung Brüssels stellen, sind sie sowohl in der 
Regionalregierung als auch im Regionalparlament paritätisch vertreten; nur 
der Vorsitzende der Regionalregierung ist grundsätzlich fran-
zösischsprachig. Alle Beschlüsse des Brüsseler Regionalparlaments müssen 
darüber hinaus eine Mehrheit in beiden Sprachgruppen finden, und in der 
Regionalregierung wird nach dem Konsensprinzip entschieden. Beide Re-
gelungen geben der niederländischsprachigen Bevölkerungsgruppe mittels 
ihrer parlamentarischen Vertreter faktisch ein Vetorecht an die Hand. Siebo M. H. Janssen 
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Umgekehrt handelten die Wallonen eine finanzielle Entschädigung für ihre 
Zugeständnisse an die Brüsseler Flamen aus, nämlich eine Fixierung der 
Subventionen für die strukturschwachen Teile der Wallonie. Die Zahlungen 
für die seit den sechziger Jahren durch ein Zechensterben in immer tiefere 
Krisen geratene Industrieregion wurden vorerst über einen Zeitraum von 
zehn Jahren festgeschrieben. Erst danach sollten die jährlichen Hilfsleis-
tungen von der Entwicklung des Bruttosozialprodukts und den Einnahmen 
der jeweiligen Region abhängig gemacht werden. Diese Regelung er-
möglichte es den wallonischen Krisengebieten, eine mittelfristige Perspek-
tive zur Umgestaltung ihrer ökonomischen Monostruktur zu entwickeln, 
während Flanderns eigener ökonomischer Standard nicht mehr auf Gedeih 
und Verderb an die Entwicklung der Wallonie gekoppelt war.  
Nach diesen grundlegenden Veränderungen verringerten sich die Spannun-
gen zwischen den beiden großen Sprachgruppen seit Ende der achtziger 
Jahre. Auf der anderen Seite weckte der einmal eingeschlagene Weg indes-
sen neue Begehrlichkeiten: Immer neue Politikbereiche, die bislang nicht 
regionalisiert waren, gerieten ins Blickfeld der Verfechter einer belgischen 
Föderalisierung. Dies ging Hand in Hand mit einer weiteren Radikalisie-
rung von Teilen der flämischen Bewegung und der flämischen Parteien, 
während umgekehrt auch bei den wallonischen Politikern eine verstärkte 
Absetzbewegung vom belgischen Zentralstaat und seiner Entscheidungs-
hoheit zu erkennen war. Sie wollten zum Beispiel Waffenproduktion und 
Waffenhandel, einer der großen verbliebenen Industriezweige der Wallo-
nie, von flämischem Einfluß völlig freihalten. 
Diese neuen Konflikte führten im Jahr 1993 zum sogenannten St. Michiel-
sabkommen und daraus resultierend zu dem ergänzenden St. Kwintensab-
kommen. Wie so häufig in der Geschichte der belgischen Staatsreformen, 
waren auch diese Übereinkünfte ein Geben und Nehmen zwischen Flami-
ganten, Waliganten und gemäßigten Föderalisten. Erneut wurden die Wün-
sche der flämischen und wallonischen Befürworter einer weitergehenden 
Autonomie weitestgehend erfüllt: Regionen und Gemeinschaften wurden in 
die Lage versetzt, zukünftig in bestimmten Bereichen völkerrechtlich bin-
dende Verträge abzuschließen, ebenso wurden der Umweltschutz und die 
Wissenschafts- und Forschungspolitik nahezu vollständig föderalisiert.  Belgien – Modell für eine föderal verfasste EU? 
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Erstmals wurden auf allen Ebenen Regelungen für die Direktwahl der 
jeweiligen Parlamente getroffen, der Wahlkreis Brüssel-Halle-Vilvoorde 
wurde de jure aufgrund des flämischen Wunsches zwar gespalten, um die 
dort vorherrschende französischsprachige Wählermehrheit auf Brüssel zu 
reduzieren. Faktisch ist diese Spaltung – zum Ärger der flämischen Partei-
en – aber bis zum Juni 2005 nicht durchgesetzt worden. In diesem Zusam-
menhang wurde auch die Provinz Brabant in zwei eigenständige Provinzen 
– Flämisch Brabant und Wallonisch Brabant – gespalten, während die Be-
fugnisse hinsichtlich Brüssels vollkommen auf die Regionalregierung 
Brüssels und die Kommissionen der Sprachgemeinschaften übergingen. 
Umstritten war lange Zeit die Frage des Senats. Während die Flamen die 
Gemeinschaften in ihm vertreten sehen wollten, ging es den Wallonen um 
eine Stärkung der Repräsentanz der Regionen. Die Zentralregierung hinge-
gen wollte dem Senat keine zu starken Kompetenzen gegenüber dem Par-
lament und der Zentralregierung zugestehen. Der Kompromiß in dieser 
Frage könnte kaum typischer sein für Belgien: Es gibt direkt vom Volk 
gewählte Senatoren, es gibt ferner von den drei Gemeinschaftsräten 
gewählte Senatoren, schließlich, sofern die Gemeinschaftsräte jeweils 
zustimmen, Senatoren, die von den Regionalräten gewählt werden. Und als 
vierte Gruppe existieren Senatoren, die vom Gesamtsenat kooptiert werden.  
Der flämische Versuch, auch die absolute Kontrolle über die Fa-
cilitätengemeinden zu erlangen, scheiterte jedoch. Aus Sicht der Flamigan-
ten war vielmehr ein Rückschritt zu verzeichnen, erreichte die 
Zentralregierung doch, daß eine sogenannte Feste Kommission zur 
Sprachaufsicht die Rechte zwangsweise durchsetzen kann, die sich aus dem 
Facilitätenstatus ergeben. Nicht gelöst wurden in den beiden Abkommen zu 
Beginn der neunziger Jahre die sozial-ökonomischen Strukturprobleme. 
Immerhin wurden der Wallonie zuerkannte Mittel schneller als ur-
sprünglich vorgesehen ausgezahlt, aber eine Erhöhung der Mittel war damit 
nicht verbunden. 
Seinen vorläufigen Abschluß fand die Regionalisierung Belgiens mit dem 
sogenannten Lambermontabkommen im Jahre 2001, der fünften Staatsre-
form seit 1970. Seine Grundlage war einerseits der Wunsch nach weiterer Siebo M. H. Janssen 
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Regionalisierung bzw. Vergemeinschaftung bestimmter Politikbereiche, 
andererseits die Notwendigkeit, die nach wie vor dramatische Finanznot 
der wallonischen Region zu lösen. Nach den Parlamentswahlen vom 13. 
Juni 1999 trat erstmals in der Geschichte Belgiens eine Koalition aus Lib-
eralen (VLD und PRL/MR), Sozialisten (PS und SP) sowie den Grünen 
(AGALEV/ECOLO) die Regierung an. Zum ersten Mal seit über 70 Jahren 
wurde Belgien von einem Kabinett ohne Christdemokraten regiert. Diese 
sogenannte Regenbogenkoalition setzte sich eine Fortentwicklung der bish-
erigen Staatsreformen als ein wesentliches Ziel. Eine besondere Rolle beim 
Zustandekommen des Lambermontabkommens spielte in diesem Zusam-
menhang die VU, die ehemals flämisch-nationalistische Partei, die sich im 
Laufe der neunziger Jahre immer mehr – und zur Unzufriedenheit eines 
Teiles ihrer traditionellen Wählerschichten und Mandatsträger – zu einer 
linksliberalen Partei entwickelt hatte. Auf der Ebene des Zentralstaats 
wurde die VU zwar nicht in die Regierung aufgenommen, aber auf 
flämischer Ebene war eine Koalitionsbildung ohne die VU nicht möglich, 
wenn die Christelijke Volkspartij (CVP) nicht an der Regierung beteiligt 
werden sollte. Doch standen einer solchen Regierungsbeteiligung der VU 
ihre Forderungen nach einer Erweiterung der flämischen Befugnisse ent-
gegen. Da allerdings bei den übrigen Parteien (VLD, SP, AGALEV) die 
Vorbehalte gegen die CVP so stark waren, entschloß man sich, die VU in 
die Regierung aufzunehmen. Damit wurde der Druck von flämischer Seite 
in Richtung auf eine weitere Staatsreform deutlich erhöht. 
Der Koalitionsvertrag (Regeerakkord) vom 7. Juni 1999 setzte eine 
paritätisch besetzte „Intergouvermentale und Interparlamentarische Kon-
ferenz zur Institutionellen Erneuerung“ ein, die sich mit folgenden we-
sentlichen Aufgaben beschäftigen sollte: 
Evaluierung der in der Senatskommission für institutionelle Fragen entwi-
ckelten Vorschläge über die Bewertung der Arbeitsweise der Staatsreform, 
Entwicklung von Lösungen für die von der Senatskommission angespro-
chenen Probleme, Untersuchung einer Regionalisierung der kommunalen 
Verwaltungen, Untersuchung der Möglichkeiten der Ausbreitung der kon-
stitutiven Autonomie für die Teilstaaten, Untersuchung der „technischen 
Aspekte“ eines regionalen Steuersystems, Untersuchung über die Möglich-Belgien – Modell für eine föderal verfasste EU? 
  17
keiten der Wahrnehmung einzelner zentralstaatlicher Rechte durch die 
Teilstaaten, wie zum Beispiel Kontakte mit der Europäischen Union, Ent-
wicklung eines auf dem Konsensprinzip basierendes Lösungsmodell für 
alle in Zukunft möglicherweise anfallenden Probleme auf zentraler, regio-
naler und Gemeinschaftsebene. 
Beim letzten Punkt gab es eine Reihe von Forderungen von flämischer Sei-
te, die auch im flämischen Koalitionsvertrag vom 8. Juli 1999 zum Aus-
druck kommen sollten, u. a. die Erweiterung der Steuerautonomie, die 
vollständige Regionalisierung der Landwirtschafts- und Fischereipolitik, 
der Wissenschafts- und Forschungspolitik und des Außenhandels. Für die 
Gemeinschaften sollten die Ausführungsbestimmungen zentraler bzw. re-
gionaler Gesetze im Bereich der Gesundheits- und Familiengesetzgebung 
ausgeweitet werden. Darüber hinaus ging es um die Direktwahl der 
Brüsseler Mitglieder des flämischen Parlaments, um eine gerechtere und 
effektivere Beteiligung beider Sprachgruppen auf allen Verwaltungsebenen 
in Brüssel und um die horizontale Aufteilung des Wahlkreises Brüssel-
Halle-Vilvoorde.  
Am 20. Oktober 1999 tagte erstmals die „Intergouvermentale und Interpar-
lamentarische“ Konferenz, und die „Konferenz zur Staatsreform“ (nieder-
ländisch: „Costa“) nahm in diesem Rahmen ihre Arbeit auf. Auffällig war, 
daß im Rahmen des cordon sanitaire der rechtsextreme Vlaams Blok nicht 
zu den Gesprächen eingeladen worden war, obwohl dieser bei den Wahlen 
von 1999 noch einmal an Stimmen und Sitzen auf belgischer und flämi-
scher Ebene Zugewinne verbuchen konnte. Dieser cordon sanitaire wird 
tatsächlich bis heute mit bemerkenswerter Konsequenz durchgehalten, und 
die Reaktionen des Vlaams Blok sind entsprechend: Obstruktionspolitik bei 
jeder Gelegenheit und ostentative Opfermentalität gehen einher mit einer 
bemerkenswert weinerlichen Form von Selbstmitleid. 
Für Brüssel wurde am 26. Oktober 1999 ein „Mini-Costa“ (wieder unter 
Ausschluß des Vlaams Blok) installiert. 
Im Rahmen der Verhandlungen in der „Konferenz zur Staatsreform“ wur-
den zwei Arbeitsgruppen eingerichtet: die erste zur Regionalisierung der Siebo M. H. Janssen 
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Politikbereiche Landwirtschaft, Fischerei und Außenhandel, die zweite zu 
Fragen der Finanzierung von Regionen und Gemeinschaften. 
Nach einer flämischen Regierungskrise wegen der Zuteilung von staat-
lichen Geldern im Bildungssektor
8 kam die erste Arbeitsgruppe am 22. 
Dezember 1999 zu einer weitgehenden Übereinstimmung hinsichtlich der 
Regionalisierung von Landwirtschaft und Fischerei. In einer Sitzung am 
12. Januar 2000 wurden hingegen scharfe Gegensätze zwischen Flamen 
und Wallonen in der Frage der Außenhandelsbeziehungen deutlich. Die 
zweite Arbeitsgruppe brach ihre Beratungen bereits am 22. Dezember 1999 
ab, weil über die Finanzierungsfrage zwischen Flamen und Wallonen keine 
Einigkeit erzielt werden konnte. 
Nachdem auch in der ersten Arbeitsgruppe definitiv kein Durchbruch 
erzielt werden konnte, schlug der Costa-Vorsitzende Vankrunkelsveen vor, 
daß Premierminister Verhofstadt (VLD) alle umstrittenen Fragen bis Ende 
2000 zu lösen versuchen sollte und die Ergebnisse dieser Bemühungen 
dann in eine sechste Staatsreform münden sollten. Nach langen Vorberei-
tungsgesprächen und einer nächtlichen Sitzung stimmten die Mitglieder des 
Kernkabinetts sowie der Vorsitzende und der Stellvertretende Vorsitzende 
am 4. April 2000 der Regionalisierung der Landwirtschafts-, Fischerei- und 
Außenhandelspolitik zu. Am 5. April 2000 folgte die belgische Zentral-
regierung diesem Votum. 
Die hier abgebrochene Rekonstruktion des (unabgeschlossenen) belgischen 
Wegs vom Zentralstaat zum föderalen System bliebe eine allein zeit-
geschichtliche Übung, wenn nicht auch nach dem historischen und poli-
tischen Lerneffekt dieses Prozesses für die europäischen Nachbarn gefragt 
würde. Diese Frage hat ihren guten Grund. Denn in den aktuellen Re-
formdebatten zur Zukunft der Europäischen Union (EU) wird das belgische 
Modell häufig als Beispiel für eine subsidiär aufgebaute EU angesehen. So 
hat der Ausschuß der Regionen (AdR) zum Beispiel im Rahmen der Ver-
handlungen des EU-Konvents für eine europäische Verfassung die Forde-
 
8  Vgl. Res Publica - Politiek Jaarboek / Annee Politique 2001. Brüssel 2002, S. 365f. Belgien – Modell für eine föderal verfasste EU? 
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rung erhoben, die EU nach dem Vorbild Belgiens zu organisieren.
9 Ab-
schließend sei daher gefragt, inwieweit diese Konzepte tragen und welche 
Risiken in ihnen verborgen liegen?
10 
Zum einen muß davon ausgegangen werden, daß die Implementierung der 
Regionen innerhalb der EU als „Vetoplayer“ nicht zu einer stärkeren Ver-
zahnung der EU führt, sondern vielmehr zu einer schwierigeren 
Entscheidungsfindung, da partikulare Interessen der einzelnen Regionen 
gegenüber den heutigen Interessen der Nationalstaaten stärker in den Vor-
dergrund rücken werden. Der Entscheidungsfindungsprozeß wird also noch 
weniger übersichtlich, als er das in der heutigen EU bereits ist. 
Ein weiteres gewichtiges Argument gegen die Strukturierung der EU nach 
dem Vorbild Belgiens liegt in der mangelnden Kompromißfähigkeit der 
Regionen im Vergleich zu den klassischen Nationalstaaten.  
Klassische Nationalstaaten stellen – freiwillig oder unfreiwillig – seit 1945 
einen Kompromiß zwischen verschiedenen kulturellen, politischen, öko-
nomischen und religiösen Traditionen dar und sind deshalb geneigter, 
Kompromisse mit anderen Nationalstaaten zu schließen und Kompetenzen 
innerhalb eines bestimmten Rahmens an supranationale Organisationen ab-
zugeben. Regionen sind auf diese innere Rücksichtnahme nicht ange-
wiesen, da sie als ethnisch weitestgehend homogen definiert werden 
können bzw. sich selbst definieren. Ihre mangelhafte Einbindung in die 
Kompromißkultur klassischer Nationalstaaten wird die Regionen als „Ve-
toplayers“ auch innerhalb der Europäischen Union zu Promotoren der 
Desintegration, zu eifersüchtigen Hütern über Partialinteressen und zu 
Verzögerern von Entscheidungsprozessen machen. Als gewichtigster Fak-
tor ist indessen auf die Gefahr einer schleichenden Entsolidarisierung 
zwischen ökonomisch starken und ökonomisch schwächeren Regionen 
hinzuweisen. Tendenzen in diese Richtung gibt es bereits innerstaatlich, 
wie gezeigt in Belgien (Flandern-Wallonie), aber auch im südlichen Europa 
 
9  Vgl. Marcus Höreth: When dreams come true: The Role of powerful Regions in Fu-
ture Europe. Bonn 2003; Dirk Rochtus: Die belgische „Nationalitätenfrage“ als 
Herausforderung für Europa. Bonn 1998. 
10  Vgl. Siebo M. H. Janssen: Der Belgische Föderalismus – ein Modell für die EU? 
In: Die Politische Meinung, Nr. 410 (01/2004), S. 33-35. Siebo M. H. Janssen 
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(Norditalien-Süditalien, Spanien-Katalonien / Baskenland).
11 Diese Kon-
flikte können durch die staatlichen Strukturen aber noch partiell entschärft 
werden. Eine weitere Regionalisierung der EU nach dem Vorbild Belgiens 
würde die soziale Spaltung der EU verstärken und die ökonomisch 
schwächeren Regionen weiter ins politische und ökonomische Abseits 
drängen. Dies wäre nicht nur die Grundlage für zukünftige Konflikte inner-
halb der EU, sondern auch ein gravierender Verstoß gegen den EU-
Vertrag, der die EU ausdrücklich als Solidargemeinschaft versteht (Art. 2 
EUV).
12 
Zusammenfassend kann festgehalten werden, daß Belgien als Modell für 
die Föderalisierung der EU zwar in bestimmten Punkten Vorbildcharakter 
haben kann, zum Beispiel durch das Modell einer (bislang) friedlichen 
Konfliktregulierung. Auf der anderen Seite aber besteht deutlich die Ge-
fahr, daß die EU durch eine Stärkung der Regionen Gefahr laufen würde, in 
ethnisch homogene (sub)nationale Regionen mit einem semistaatlichen 
Charakter zu zerfallen. Daß die damit verbundenen Probleme einer fak-
tischen Unregierbarkeit der EU, der ethnischen Homogenisierung und der 
sozialen Entsolidarisierung mehr Schaden als Nutzen für den europäischen 
Integrationsprozeß bedeuten, liegt auf der Hand.  
Europa sollte das belgische Menetekel im Hinblick auf Regionalisierung 
und Föderalisierung vielmehr sehr ernst nehmen.
13 Wie gezeigt wurde, ha-
ben die einzelnen Schritte zur Föderalisierung nicht zu einem Ende der 
Forderungen von Seiten der flämischen und wallonischen Sezessionisten 
geführt, sondern unmittelbar neue Forderungen nach sich gezogen, die den 
belgischen Staatsaufbau Schritt für Schritt dekonstruiert haben. Der Fehler 
liegt dann auch nicht in einem zu geringen Maß an Autonomie für die Re-
gionen und Gemeinschaften in Belgien, sondern vielmehr an dem durch die 
Föderalisierung eingeleiteten Dominoeffekt, der immer neue Forderungen 
 
11  Vgl. Will Kymlicka: Multicultural Citizienship. Oxford 1998; Brian Jenkins / Spy-
ros A. Sofos (Hg.): Nation and Identity in Contemporary Europe. London 1996. 
12  Zur Kommentierung des Art. 2 EUV vgl. Eberhard Grabitz / Meinhard Hilf (Hg.): 
Das Recht der Europäischen Union. Band I. München 2004 (Loseblatt-Ausgabe). 
13  Grundsätzliche Probleme erörtern die Beiträge in: Raimund Krämer (Hg.): Re-
gionen in der Europäischen Union. Berlin 1998. Belgien – Modell für eine föderal verfasste EU? 
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nach sich zieht, bis nahezu alle Kompetenzen regionalisiert sind und dem 
klassischen Nationalstaat kaum mehr Befugnisse bleiben, die ihn als sou-
veränes Völkerrechtssubjekt charakterisieren, womit er langfristig seine 
Legitimität verliert.  
Die EU sollte das Beispiel der Föderalisierung Belgiens in diesem Kontext 
als problematisches Vorbild erkennen und im Gegenzug für eine starke, 
bundesstaatlich und supranational organisierte EU plädieren. 
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